
2RATHAUSKORRESPONDEN
Herausgeberundverantw .Hedakteur

Karl Honay
Wien ,Mittwoch ,den 16 .Juli 1924 .

DiestädtischeMutterhilfefürmittelloseFrauen.AlsVoraussetzungfür
die städtische Mutterhilfe für mittellose Frauen gilt die Anmeldungspä¬
testensimviertenSchwangerschaftsmonatbeimstädtischenBezirksjugendamt
desWohnsprengelsunddieUnterziehungeinerfachärztlichenBlutuntersu-¬
chung .DieMutterhilfewirdnursolchenFrauengewährt ,dieaufkeine
KrankenkassenhilfeAnspruchhaben .Die Mütter erhalten nach derNieder- ¬
kunftdurchvier WocheneinenBetragvonzusammen200. 000Kronen .Dieser
Betragwirdin derMutterberatungsstelledesJugendamtesausbezahlt,wenn
sichdie MuttermitdemneugeborenenKinddortmeldet .MitderMutterhilfe
ist ,wennnötig ,auchrechtlicherundwirtschaftlicherRatverbunden.
Es wird bereits in der nächsten Zeit die städtische Mutterhilfe zumer - ¬

stenmalwirksamwerden.
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AusstellungderEntwürfefür dieBrigittabrücke.Diefür denUmbauder
BrigittabrückeeingelangtenEntwürfewerdenvomDonnerstag,den17 .Juli
an im Festsaal des NeuenRathauses frei zugänglich ausgestellt .DieAus¬
stellungbleibtachtTagegeöffnetundist anWochentagenvon8bis3Uhr
undanSonntagenvon9bis1Uhrzubesichtigen.
FreieArztstelle .In derAbteilungderAerztederHeil -undHumanitätsan-¬
staltenderGemeindeWienwirddie StelleeinesPrimararztesalsVorstand
der Tuberkuloseabteilung im städtischen Versorgungsheim in Lainz neube¬
setzt .Diese Stelle wird mit den systemisierten Bezügen der vierten Bezugs - ¬

klasse unddemVorrückungsrechtnachdemSchemader städtischenAngestell-¬
ten ausgeschrieben .Gesuche ,in denendie österreichische Staatsbürger -¬
schaft,dasDoktoratdergesamtenHeilkunde,dieUnbescholtenheitunddie
spezialistischeAusbildungundVerwendungnachgewiesenwerdenmüssen ,sind
bis . September1924andie KanzleiderVerwaltungsgruppefürPersonal-¬
angelegenheitenimNeuenWienerRathauszusenden.

SonntagsruheimLebensmittelhandel.DerMagistrathatdurcheineVerord-¬
nunggrundsätzlichdie volle ganzjährigeSonntagsruhefür denLebensmittel¬

kleinhandelverfügt .AusnahmenbestehenfürdenMilchverschleiß,derin
der Zeit vom15 . Aprilbis zum14 . Oktobervon 7 bis 9 Uhrvormittags ,bei
strengerAusschaltungandererArtikelstattfindendarf ,für dieZucker-¬
bäcker ,Kuchenbäcker ,MandolettibäckerundLebzelterundfürZuckerbäcker-¬
warenundZuckerwarenverschleißer,dieanSonntagen,wieanWochentagen
offenhaltendürfen ,sichaberstrengeandieausgenommenenWarenzuhal¬
ten haben .EineAusnahmebestehtauchfür denStrassenhandelmitLebens-¬
mittel ,derwiebishervon8bis10Uhrvormittags,imGebietdesPraters
von2Uhrnachmittagsbis10Uhrnachmittagsgestattetist .DieVerordnung
wirdam18 .Juli kundgemachtundam . Augustwirksam.

KeineSprechstundebeimstädtischenWohlfahrtsreferenten.AmDonnerstag,
den17 .Juli entfälltdieSprechstundebeiamtsführendenStadtratProfes-¬
sorTandlerwegendienstlicherVerhinderung.



WienerGemeinderatalsLandtag
Sitzungvom16 .Juli1924.

PräsidentZimmerleröffnetum4UhrnachmittsgsdieSitzung.Es
wirdsofortdieGesetzesvorlageüberdieEinhebungvonZuschlägenzur
Wohnbausteuerverhandelt.

BerichterstatterLandtagspräsidentDr.Dannebergführtaus:Das
Gesetzist vongroßerTragweiteundaußerordentlicherBedeutung.Esist
daherangebrachtdenUrsprungdieserVorlagedarzulegen .Esist bekannt-¬
lichbeiderFinanzreformimJahre1922bezüglichderRealsteuerneine
Aenderungeingetreten.DerBundhatdamalsaufdieseSteuernverzichtet

den.DadieGemeindeWieneingroßesBauprogrammaufgestellthat,das
denMieterschutzsichernsoll ,somüssenjeneMieter,dieimBesitzeiner
Wohnungsind ,ihrenTeildazubeisteuern ,daßauchdieanderen ,dieinfol¬
gederünmöglichkeitderprivatenBautätigkeit,keineWohnungerhaltenkön-¬
nen ,untergebrachtwerden .DieMeinungenüberdieZweckmäßigkeitdesMie-¬
terschutzesgehennatürlichweit auseinander,Weraberder„einungist ,
daßderMieterschutzeinenotwendigeEinrichtungist ,dermußsagen ,daß
alles ,wasderMieterschutzanSchadenverursacht,aufderanderenSeite
wiedergut gemachtwerdenmuß .Dazugehörtdie Stillegungder privatenBau-¬
tätigkeit ,die infolge der niedrigen Mietzinse eingetreten ist .Daherist

esPflichtderöffentlich-rechtlichenKörperschaftengeworden,füreinenundwährendinOesterreichdieGrund-undGebäudesteuerstaatlicheSteuerrentsprechendenZuwachsan"ohnungenzusorgen.WenndieMieterdenaußer-gewesensind ,wurdensie seit 1923denLändernüberlassen .ImWiederauf-¬
baugesetzwurdeausdrücklichfestgesetzt ,daß ,wenneinLandodereine
GemeindeimHaushalteinDefizithat ,diesesDefizitdurchdieErhöhung
derRealsteuerngedecktwerdensoll .DerBundhatalsoselbstdieLänder
und Gemeindenauf die Ausnützungder Realsteuern hingewiesen .DieEnt - ¬

wicklungdieserSteuernist indenletzteneineinhalbJahrensehrver-¬
schiedengewesen.DiemeistenLänderhabenaufdieGrundsteuergegriffen.

Watsächlich ist der Zustand heute der ,daß in einer Reihe vonLändern
dieGrundsteuernbereits100Prozentin Goldgerechnetbetragen ,also
die Staatssteuervoll valorisiert ist .Wasdie Gebäudesteueranlangt ,war
dieSachesehrverschienen.InWienhatdieGemeindeseit 1 .Jänner1923
überhauptdaraufverzichtetundsichbegnügt ,eineWohnbausteuereinzu-¬
heben,dieausdrücklichalsZwecksteuerfürdieErrichtungvonWohnungs¬
bautenfestgelegtist .In allenanderenLändernist dieGebäudesteuer
nachdemGrundsatzeingehobenworden ,wiesie früherderBundeingehoben
hat .Manist indenLändernoftaufeinVielfachesdefHauszinssteuer
desFriedenszinseszurückgegangen ,währendinWieneinegestaffelteSteu-¬
erskalagewähltwurde .DabeihatWienin denunterenGruppeneinekaum
nennenswerteSteuereingehoben,sodaßdreiViertelallerWohnungenund
Geschäftslokalein dieniedrigstenSteuerstufengefallensind .Sowarder
Zustandbisheute.

Nunistmit1 .änner1924eineAenderungeingetreten.DieRegie-¬
runghatvomNationalratverlangt,daßdieLänderundGemeindenaufihren
AnteilanderEinkommensteuerverzichtensollen .Darüberwurdelangege-¬
stritten ,Schließlichhatmansichgeeinigt ,daßeinBetragvon500Mil¬
liardenKronendemBundvondenLändernundGemeindenrückwirkendvom

1 .Jähner1924angegebenwerdensoll .DieseFormderNovellierungdesAb-¬
gabenteilungsgesetzesbedeutetfürWieneinenVerlustvon280Milliarden
KronenfürdasJahr1924,esentfälltalsomehralsdieHälfteder500
MilliardenaufWien.WasWienzugemutetwurde,nämlich90Prozentzulei¬

ordentlichenVorteilderbilligenMietehaben,somüssensieaufderan-¬
derenSeitederWohnungsnot,diezumTeildurchdenMieterschutzherbeige¬
führtwird,steuern.Aberauchdiejenigen,diederMeinungsind ,daßder
Mieterschutzetwasschädlichesist ,könnensichnichtverschließen,daß

die Bautätigkeitnotwendigist .Sie könnensich aberauchnicht derTat-¬
sacheentziehen,daßdieAufhebungdesMieterschutzesdenvalorisierten
Zinsbedeutet .Ja ,dervalorisierteZinsmüssteweitüberschrittenwerden,
weildieBaukostenbereitsweitübervalorisiertsind.DaderBaueiner
Kleinwohnunggegenwärtig100MillionenKronenkostetundderNationakrat
jetzteinegesetzlicheVerzinsungvonzwölfProzentbeschlißenwird ,so
müsstealleinfürdieseKleinwohnunganVerzinsungdesKapitalseinBe¬
tragvon12MillionenKronengezahltwerden.DazukommennochdieBetriebs-¬
kosten,dieInstandhaltungskostenunddieSteuern.Eswürdealsodieser
valorisierteZinsnichtdasVierzehntausendfache ,sondernungefährdas
Dreiunddreissigtausendfacheausmachen.EinAbbaudesMieterschutzesin
dreiEtappen,wieervondenHausbesitzernverlangtwird,würdenatürlich
gar keineeinzigeneueWohnungschaffen .MitdemBauneuerWohnungenaber
solangezuwarten,bisersichwiederordentlichverzinst ,istunmöglich.
DaherkannnureineZwecksteuerhierWandelschaffen.Esgibtwohlkaum
eineandereSteuer,dieeinesolcheinnerlicheBerechtigunghätte ,als
diesbeiderWohnbausteuerderFallist .

DieRegierunghatnunselbstklargestellt,wiederErsatzfür
denEntgangderLänderundGemeindenausderAbgabenteilungsnovellezu
beschaffenist .Jetztist derRechtszustandsogewesen,daß ,wennder
Pandtagbeschlossenhat ,die Gebäudesteuerzuerhöhen ,die Regierungaber
dagegenEinsprucherhob,derLandtagdenBeschlußwiederholte,eine26
gliedrigeKommissiondarüberzuentscheidenhatte ,obderBundoderdas
LandimRechtist .Dassoll jetzt anderswerden .WennsichdieGesetze
überdieErhöhungderRealsteuerninnerhalbdervorgeschriebenenSchranken
halten,dannistdiesekomplizierteBehandlungnkchtmehrnotwendig,son¬sten ,konntezurückgewiesenwerden,Immerhinsind280MilliardenzehnPro -derneswirdeinvereinfachtesVerfahrenangewendet .DieRegierungwird

zentdesgesamtenBudgetsundesmusstedahereinErsatzbeschafftwerden.SolcheGesetzeraschverabschieden,wenndieGemeindenundPändersichDieFrage ,auswelcherQuelleneueEinnahmengeschöpftwerdenkönnen, daranhalten,daßdieGebäüdesteuernichtmehralszehnProzentdesFrie-¬warnichtschwierig.EskamennurzweiMöglichkeiteninBetracht.Entwe-denszinsesinGoldgerechneterreicht.DieGemeindeWienhatdenArtrag
der eine Erhöhungder Fürsorgeabgabe oder der Gebäudesteuer .Eine Erhöhungder Wohnbausteuermit 100 Milliarden Papierkronen ,also siebenMillionen

derFürsorgeabgabehatsichversagtunddarübersindsichalleeinig,dagGoldkronenpräliminiert.ImletztenFriedensjahrhatderWienerZins38indergegenwärtigenKriseeinesolcheErhöhungunmöglichist .Wohlhatbis40MillionenGoldkronenbetragen,eskönntealsodieGemeindeWien
derSalzburgerLandtagdieFürsorgeabgabeaufachtProzenterhöht,dierund550MilliardenPapierkronenanWohnbausteuereinheben.Dagegenwärtig
RegierungerhobdagegenEinspruchundeshatderLandtagbisjetztdennur100Williardeneingehobenwerden,sowürdedieSteigerung450Milliar-¬
Beschlußnichtwiederholt.EsbleibenalsonurdieRealsteuernübrig.Wasdenausmachen.DieGemeindeWienwillaberwegenderwirtschaftlichennundieGrundsteueranlangt,sozähltsieinWiennicht ,hierspieltnurVerhältnisseeinesolcheBelastungnichtvornehmenundnurdenVerlust
eineRolledieBesteuerungderGebäude.EineBesteuerungderWohnungenistvon280Milliardendecken.FreilichbringtdasneueGesetzauchdiesen
natürlichdurchausnichtsympathisch.VordemKrieghabenLänderundGe-Betragnichtherein,sondernnur200MilliardenKronen,sodaßdiegesam-¬
meindendavongelebt .DiegroßenStädtehabenüberhauptihrenHaushaltnurtenEinnahmenausder"ohnbausteuersichaufrund300Milliardenbelaufen.
aufdieHauszinssteueraufgebaut.DieHauszinssteuerbetrugvierZehntelAußerdemistdieGemeindesoweitgegangen,daßsiedieErhöhungnichtdesgesamtenMietzinsesundbildetedenGrundpfeilerderstädtischenFi-rückwirkendvom1.Vänner1924,alsovondemTagan,vondemsiedieOpfer
nanzpolitik.AbereswardiegleicheBesteuerungfürdieLuxuswohnung,diezunbringenhat ,macht,sondernerstvom1 .November1924an .DerVerlust
mittlereWohnungunddieArbeiterwohnung,fürdasLuxuslokal,dasmiltlerevon280MilliardenbleibtalsofürdieerstenzehnMonateungedecktundinLokalunddasVorortegeschäft.EswaralsoeinedurchausunsozialeBe-dieGemeindemuß228Williardenauseigenemtragen.Eswurdealsoeiner
steuerungundsiewiederauflebenzulassen,wäreunsinnig.DiekleinensehrweitgehendenWeiseaufdiegegenwärtigenVerhältnisseRücksichtge-¬Mietobjekteabersoniedrigzubesteuern,wiebisher ,ist auchnichtmehrnommen.
möglich .EsmußeinErsatzfür denEntgangder280Milliardengesuchtwer-



DurendieseVeriagetritt alsoeinefühlbareBelastungdergro¬
BenMasseder WienerMieterkaumein .In allen übrigenBundesländernist
dieseBelastungweitausgrößer .SohebtdasLandSteiermarkbereitsden
250fachenFriedenszinsein undda in Grazauchdie Gemeindeso vielzu¬
schlägt ,so wird dort gegenwärtig der 500fache Friedenszins als Steuer ein - ¬

gehoben .Dieser Satz wird in Wienerst bei jenen Objektenerreicht ,die
im Frieden 3000 Kronen jährlichen eins gezahlt haben ,also insgesamt kaum

19 . 000Wohnungenund Geschäftslokale .In Leobenwird gar dertausendfache
Friedenszinsals Gebäudesteuereingehobenundähnlich liegen dieVerhält-¬

nissein derStadtSalzburg,wodaseintausendeinhundertfachedesFriedens-¬
zinses ,also erheblichmehrals in Wien ,als Steuereingehobenwird ,Es
könnenalsowohlkaumbegründeteEinwändegegendieseGesetzesvorlageer-¬
hobenwerden.

Allerdingsmußichsagen ,daßderFinanzministersichseineSache
sehr leicht macht .KaumdaßnachschwerenKämpßendenLändernundGemeinden
500 Milliarden zugunsten des Bundes weggenommenworden sind ,will derFi¬

nanzministerjetzt wiedervondenPändernundGemeindenneueOpferfordern.
EineFinanzpolitik ,die auf der einen Seite imNationalrat die Steuerner - ¬
mäßigtundauf der anderenSeite denGemeindenundLänderndieSteuerantei -¬
le wegnimmt ,mutet höchst merkwürdigan .Dawird die Regierungsichirren ,
wennsie meint ,daß ihr eine solche finanzpolitische Maßregelunggelingt .

WirhabendiesesGesetzin einerWeisegemacht,diezweckmäßig
ist undsozial verantwortetwerdenkann .Sie fängt untenbescheidenan ,
da für die Kleinwohnungennur zwei Prozent des Friedenszinses anSteuer
bezahlt werden .Erst bei neuntausendKronenFriedenszins erreicht dieSteu - ¬
er zehnProzent .Für Geschäftslokalesieht das Gesetzdes BundeseineBe¬
grenzungnachobenmitvierzehnProzentdesFriedenszinsesvor .Dabeiden
großen Objekten in Wiendie Steuer bereits 13 . 7Prozent beträgt ,kannhier
von einer Mehrbelastung nicht gesprochen werden ,da es sich nur umeine

AufrundungaufdasvolleProzenthandelt .DieHotelssindvonderErhöhun
vollkommenausgenommenworden ,so daßdiese Kategorie ,die überdieBe- ¬
steuerungimmergeklagthat ,überhauptnichtbelastetwird .Sowirddie
neue Einnahme aus dieser Steuer ermöglichen ,daß das großeWohnbauprogram

der Gemeinde ,dessen Erfüllung im Anteresse der ganzenBevölkerunggele - ¬

genist ,vollundganzzurDurchführungkommenkann .(BebhafterBeifall).
GR. Kunschak( chr . soz . ) :Der Referent hat darauf hingewiesen ,daß

durch die Novellierung des Abgabenteilungsgesetzes ,die Erhöhungder
WohnbausteuernotwendigwurdeunddieselbeArgumentationist auchim
FinanzausschußundStadtsenat gebrauchtworden .Es soll dadurchderAn- ¬
schein erweckt werden ,als ob die Gemeindedurch dieStaatsverwaltung
in eineZwangslageversetztwordenwäre .Esist immerhinmöglich ,daß

durch die Novellierung des Abgabenteilungsgesetzes der GemeindeWien

Steuerüberweisungenverlorengehen .Aberes kannebensogesagtwerden,
daß mit einer Aenderungdes Abgabenteilungsgesetzes gerechnetwerden

musste .Das Gesetz ist zu einer Zeit entstanden ,wo der Bund vonder
Banknotenyresse undPänderundGemeindenvondenUeberweisungendesBun- ¬
des lebten .Das war der Grundgesanke dieses Gesetzes ,der aber nicht als

besonders geistreich bezeichnet werdenkann .Heute ,wowir ausdiesen
Verhältnissen draußensind ,könnenwir über das Gesetz andersurteilen .

fehlte damalsDenLändernundGemeindendie Möglichkeitihren Haushaltselbst
in Ordnungzubringenundsie bliebensehrhäufigmitihrensteuerpoli-¬
tischen Maßnahmenhinter den ' atsachenzurück .Am29 .August1922hatder
HerrFinanzreferentamReferententischgestandenundunsein ganzesBün-¬
del neuerSteuernvorgelegt ,wobeier sagte ,daßdiesnochnichtdas
Endeist ,wennes nicht gelingt ,die Währungvor demZusanmenbruchzu
reten .Sowarendie "erhältnissedamalsundda ist dasAbgabenteilungs¬
gesetzentstanden.Nunist diePanknotenpresseseitEnde1922einge-¬
stellt undder Bdhat keine Möglichkeitmehrseinen Haushaltdurch
Banknotenin Ordnungzubringen .ErmußdurcheigeneEinnahmentrachten,
seinenHaushaltaufrechtzuerhalten.Dazeigtsichnun ,daßdieseMög-¬
lichkeit durcheine Reihe von Bestimmungen des Abgabenteilungsgesetzes

verriegeltist .DahermußteeineUebereinstimmungzwischenjenenVerhält-¬
nissen ,die damals geherrscht haben und jetzt hergestellt werden .Es
ist unmöglich ,daßder Bundmehrals die Hälfteder eigenenEinnahmen
nicht für seine unmittelbaren Zwecke ,sondern gesetzgeberisch gesprochen

füreinefremdeVerwaltungskörperschaft,fürdieLänderundGemeinden,
abgeben muß .Die Möglichkeit des Bundes ohne Ber ührung des Abgabentei - ¬

lungsgesetzesneueEinnahmensichzuschaffen ,ist sehrbeschränkt.Lei-¬
der hat der „Finanzegoismusder GemeindeWienzu allerletzt diesemUm- ¬
stand Rechnunggetragen .In einemAugenblick ,in demdie übrigenLänder
sich schondamitabgefundenhatten ,daßsie ein Opferbringenmüssen,
hat der Herr inanzreferent hier im Saale vomStrassenraubundfrechen
Kasseneinbruchdes Finanzministers gesprochen .Stellt mansich aufden

StandpunkteinesVertretersderStadtWien ,derüberdenSchattendes
Stefansturmsnicht hinaussieht ,dannmußmansich sagen ,daßeinesolche

Politik verständig ist .Wien ist aber ein Bestandt eil dieses Bundes ,der

vondenanderenOrganenmichtlosgelöstwerdenkannundseineEntwicklung
hängtabineinemhohenGradvonderGestaltungdesWirtschaftslebens
derumliegendenLänderundseinWohlundWeheist iminnigstenZusammen-¬
hangmitallenübrigenBestandteilendiesesReiches .Denktmanso ,dann
mußmansich sagen ,daß manschon in einem früheren Zeitpunkt vondem

fiskalischenStandpunktabwendenhättemüssen.Esist unhaltbar ,daßdie
AbgabenberechnetwerdennachdemOrtdesKonsums.Eszeigtauchvomeng-¬
herzigen fiskalischen WienerStandpunkt ,daß alles ,was in Wienseinen
Sitz hat ,alle Steuernan Wienzahlen muß .Ein Vielfachesdereigentli -¬
chenProduktion ,also der SteuerschaffendenErzeugungvollziehtsich
nicht in den Wiener Zentralen ,sondern in den Betrieben auGerhalbWiens .

Die Gemeinde Wien will aber die Steuern haben .

StR .Breitner :Luegerhatdarüberandersgesprochen!
GR.unschak:AufdieDauerkannderZustandnichtaufrecht

bleiben .Mit dieser Korrektur des Abgabenteilungsgesetzes musste die Ge- ¬
meinderechnen und ich bin auch überzeugt ,daß Sie damit gerechnethaben .
Daßmanjetzt die Dingeso darstellt ,als obder Bundauf einebequeme
Weisesich eine Einnahmsquelleschaffenwollte ,geht dochnicht an .Da
mußfestgestelltwerden,daßdieDingenichtsoliegen ,daßüberNacht
ein Raubzug auf die Kassen der GemeindeWien verübt wurde .Für die Ge- ¬

meinde Wien ist übrigens die Situation wesentlich günstiger ,weil sie
Gemeindeund Landzugleich ist .Sie bekommt100 Prozent derUeberweisun- ¬

gen ,währendsie,wennes hochgeht ,nur80Prozentausgibt ,daderAppa-¬
rat eben einfacher ist .Freilich ist damit ein Zustand permanenterRechts - ¬
verweigerungverbunden,denwirsehrteuerzubezahlenhaben.

Nun will ich auf die Sache selbst zu sprechen kommen .Dåe
Rechnungdes Referenten stimmt nicht .Er hat den Mietzins vomJahre 1914
zur Basis seiner Steuer - berechnungengemacht .Nachdemstatistischen Jahr -¬
buchhat imJahre 1914der Friedenszinsin Wien363 . 1MillionenGoldkro-¬
nenbetragen .DerReferenthat von400MillionenGoldkronengesprochen.
Er hat also einen höherenMietzinszugrundegelegt .DieserBruttozinskommt
aber für die Steuer nur in Betracht ,wennmandie achteinviertelProzent
Zins -undSchulhellerabzieht .MankommtdannaufeinenzulässigenHöchst-¬
ertrag der Wohnbausteuervon 483 . 1Milliarden ,währendder HerrSeferent
von rund 600 Milliarden gesprochenhat .Woder Referent die 400Millionen
GoldkronenBruttzinshergenommenhat ,ist mirganzunerfindlich .Hier
liegt also ,sagenwir ,ein Rechnungsirrtumzugrunde ,der zweifelloszu
parteipolitischenDifferenzenundWeiterungenführt ,die nichtwider-¬
spruchsloshingenommenwerdenkönnen .EbensostimmtdieErtragsberechnung

nicht .Ich nehmean ,daßdie Ertragsberechnungvonder GrundlagedesJah- ¬
res 1919 ,als die erste Mietzinsauflagegeschaffenwordenist ,aufgeht .
DamalshatderFinanzreferentvon605. 000Mietobjektengesprochen.Diese
Zahlstimmtnicht .NachdemErgebnisder Zählungsind es 674 . 432Mietob-¬
jekte .Davonmüssteman11. 000PeerstehungeninAbzugbringen,nachdem
aberderFinanzreferentdamalsgesagthat ,daßalle Steuerobjektesind ,
so kannauchdasnichtstimmen .Ziehtmandie WohnungenderHausbesorger,
diemit40. 000angenommenwerdenmüssen,ab ,soverbleiben645. 000Objekte
gegenüber605. 000,dieStadtratBreitnerimJahre1919angegebenhat .Es
fehlenalsonoch40. 000Steuerobjekte .Eskannvielleichtdaraufhinge-¬
wiesenwerden ,daßeine ReihevonMietobjektenbaufällig gewordenist .
Esist aberaucheinZuwachszuverzeichnen.



dazahlreicheAemterderöffentlichenVerwaltungdesBundes,diefrüher
keineMietobjekte,daherauchnichtSteuerobjektegewesensind ,inWohnun¬
genumgewandeltwurden.NunnocheinWortzurFragederAusfallsdeckung.
DerReferentverwiesdarauf,dasda280MilliardendurchdieAenderungdes
Abgabenteilungsgesetzesentfallen ,die Gemeindegewzungenwäre ,einen
Ersatzzusuchenundzuschaffen.ZueinerBeurteilungdarüberzugelan-¬
genist derOppositionganzundgarunmöglich,weilihr einEinblickin
dieFinanzgebarungderGemeindeschlechthinnichtgewährtwird .Inder
letztenSitzungdes„inanzausschusseshabemanvertraulicheinigeZahlen
bekanntgegeben,vondenenRednerin öffentlicherSitzungnichtGebrauch
machenkönne ,umnicht denFunktionseidbrechenzu müssen .Es kannnur
demallgemeinenEindruckdieser Mitteilungenentsprechend behauptetwer-¬
den ,daßdieGemeindesehrleichtin derLagewäre ,ausdemUeberertrag
der Steuern das Bedürfnisvon280Milliarden zu bedecken .DerGemeinde
stehennicht nur die riesigen Steuererträgnissezur Verfügung ,sondern
nochAbgaben ,Gebühren ,EinnahmenausdenBetriebenundUnternehmungen ,
derenEntwicklungundHöhederOppositionunbekanntseien .Zumindestfür
dasJahr 1924könnedie entsprechendeQuoteausdiesenMittelnleichtge¬
decktwerden.Wirglaubendarum,daßausdemTiteldesVerlustesdurchdas
geänderteAbgabenteilungsgesetz,sowieausdemTitelderBilanzdesStadt-¬
haushaltes die Notwendigkeitfür die neue Wohnbausteuernicht gegebenist .
Wirsehenunsimmerals unseresRechtesals Oppositionin die Gebarungder

GemeindeEinblickzunehmen,beraubt ,dadieGemeindeeinesolcheRech¬
nungslegungnichtkennt ,währendderBundallmonatlichgenauestüberdie
SteuereingängeAusweisleistet .UnsererRechtsanschauungentsprechandwoll-¬
tenwirdurcheineEingabeandenVerwaltungsgerichtshofdieEntscheidung,
obwirberechtigtseien ,in die Finanzgebarungder Gemeindeeinzusehen,
erreichen .DurchdieErledigungdieserunserer"ingabe ,diein derForm
einerkrassenbrutalenRechtsverweigerungdurcheinenSenatdesVerwaltungs-¬
gerichtshofeserfolgte ,sehenwirunsumdieseMöglichkeitgebrachtund
stehennicht an ,in öffentlicherSitzungzu erklären ,daßdieseHaltung
des Verwaltungsgerichtshofeseine Preisgabeder TraditionenundderRicht-¬
linienderGesetzgebungsei .WährendvorganzkurzerZeiteineEinzelper-¬
songegenübereinerKörperschaft,dienurinlockererVerbindungmitdem
Staateist ,weildemVerwaltungsgerichtshofemitseinerBeschwerde,
die ähnlichenGehalthatte ,durchdrang ,verweigertnunein SenatdesVer-¬
waltungsgerichtshofeseiner ganzenKörperschaftdasRecht .ImZusammenhang
mitdemAbgabenteilungsgesetzehatsicheineReihevonanderenFragenin
längerenVerhandlungenhingehogen.EsherrschtelangeZeitzwischenGe¬
meindeundBundeinStreitüberdieAufwendungfürdenKrankenanstalten-¬

fonds .Durchdie SchaffungeinesbandesWienwurdedie GemeindedieRechts-¬
nachfolgenndesLandesNiederösterreichindemSinne,daßdieLastendes
Krankenanstaltenfonds,die vomLandeNiederösterreichzu fünf Achtelnge¬
tragenwurden,vonderGemeindeübernommenwerdenmüssen.Dasistaller-¬
dingsehneFrageeinZustand,deralsnichtganzgerechtfertigtbezeichnet
werdenkann .DieGemeindemußtefüreineAenderungdiesesGesetzeintreten,
Nichtaberso ,wieestatsächlichderFallwar,daßebenHerrFinanz-¬
referentBreitnererklärte,erbezahlegarnichts.UmdiesenStandpunktderSchmelzhielt,kommeesdergegenwärtigenMajoritätdaraufan,die
dasBudgetein .NungelangesdemHerrnFinanzreferentenindieserAnge-¬
legenheitdenFinanzministerzueinerBereinigungdesganzenFragenkomple-bietedesWohnungswesenseineGesundung,müssemanzurNaturzurückkehren.
xeszuzwingenundderAbschlußwirdwahrscheinlichdermaßensein,daßDieForderungnacheigenGrundundHausfürjedeFamiliemüsseimmerwie-¬dergrößteTeilderRückständederGemeindeganzeinfachgestrichenwirddererhobenwerden.DasgegenwärtiggeübteSteuerprinzip,nachderAnzahl
unddieseanStelleeinerRiesensumme,diesienachzubezahlenhätte,wesent,derbewohntenRäume,dieWohnbausteuerzubemessen,seiunsozial,daes
licheErleichterungerfahrenwird.DasistwiedereinArgumentfürunserenichtgleichsei,wievielPersonenineinerWohnungzuhausengezwungen
Ueberzeugung,dassdieGemeindeimlaufendenJahrekeinenGrunddafürhabeseien.EinzigundalleindieseinerzeitvonSednerbeantragteEinführungdie Wohnbausteuerzu erhöhen .Es kommtweiter dazu ,dass die Gemeindeüber eines anderesbeurteilendenSchätzungsprinzips ,nämlichnachderAnzahl

geradezusagenhafteundfabelhafteSummenverfügt.NacheinerVersiongehenderBewohnereinerWohnung,seigerechtfertigt.DaßdiesosPrinzipnoch
nochmehrzurück,alsoSummen,diederGemeindejedeSteigerungderSteuerlichesZeugnisfürdieMängeldesheutesohocheingeschätztenparlamenta-¬überflüssigmachen .EinweiteresArgument ,das die Oppositionanzuführen

RechnungsabschlusseskönnemandannaneineKorrekturentwederderHal-¬
tungderOppositionoderderForderungenderLandtags-undGemeinderats-¬
mehrheitdenken.WeitersseifüreinGesetz ,daserstmit . Novemberin
Krafttreten soll ,nichtunerlässlich ,selbesschonzumgegenwärtigen
Zeitpunktezu schaffen .Rednerstelle darumaus den angeführtenGründen
denAntragaufRückverweisungderVorlageandenFinanzausschuß.

DadieserAntragmitgenügendenStimmenunterstütztwird ,stellt
derVorsitzendePräsidentZimmerldieAbführungderGeneraldebatteüber
diesenAntragfür späterinAussicht.

GR.Orel(chr.soz.):GeradediehoheBestetmrungderMieten,wie
sie früherherrschte ,wareine durchaussozialeSache .Sie wæreineVer-¬
hinderung,daßdieHolenpreiseinsunermesslichegingen .NichtdasMie¬
terschutzgesetzkönneeinePinderungin derheutebestehendenschweren

Wohnungsnotbringen ,sonderndazubedürfeesandererMittel .DerReferent
habedenStillstandinderBautätigkeitalseineUrsachederWohnungsnot
angegeben.Eineweittiefer undschwererwirkendeUrsache
liegeindemkapitalistischenWirtschaftssystem,dasArbeitundBesitz
voneinandergetrennthat .DerKapitalismushatdieFamilie ,dieEheund
dieGemeinschaftimmerweiterzurückgedrängtunddieLeutegezwungenin
ungesunden,naturwidrigenWohnungen,die nurSpekulationszweckendienten ,
zuhausen.DassindFolgendesimmerweitersichentwickelndenIndustria-¬
lismus ,DurchdenüberdiesimmergrößereMassenvomLandein dieStadt
hereingezogenwürden.DadurchwürdendieLeutegezwungen,in denWohnun-¬
genimmerengerundengerzusammenzurücken,einZustand ,derinmorali-¬
scher ,seelischerundkörperlicherHinsichtdenschwerstenSchadennach
sichbringen.WährenddiesesSystemeinedirekteFolgederliberalisti-¬
schenWirtschafts -undGesellschaftsauffassungsei ,werdesie vonden
Sozialdemokratennichtnurnichtbekämpft,sondernsogarnochvielmehr
biszurhöchstenSteigerungweiterentwickeltundausgebaut.AlsGrund
fürdieungeheureWohnungsnotkommefernerauchinBetrachtdieTatsache,
daßSchwärmevonHeuschreckenimübertragenenSinnezunehmen,ausdem
Ostenkamen,undsichhierdurchVermittlungundBegünstigungvonSeiten
derSozialdemokratenniederließen,wodurchzehntausendevonWohnungen
dembodenständigenWienerChristenvolkwerlorengingen.Einweiterer
undzwarerfreulicherGrundsei auchder ,daßinfolgedergeringen
Mietzinse doch eine ansahnliche Zahl von Haushalten heuteunterhalten

würdenvonPeuten,diefrüheralsUntermieterzuwohnengezwungengewesen
sind .ZudenSündenderVergangenheitkämendieSündenderGegenwart.
DieFortsetzungdesZiberal-kapitalistischen"ohnungssystemsist dieArt,
inderheutegebautwerde.Massenmiethäuser,wiesiedieGemeindebaut,
seiendurchunddurchantisozial,weildemindividualistischenEmpfinden
undBestrebenjedesaufrechtenMenschenzuwidert.ZurAufführungderarti¬
gerMietkasernensei dieGemeinderatsmehrheitdurchausnichtin soabso¬
luterWeisegezwungen,wieStadtratSiegeldesöftereneshinzustellen
versucht,sonderndafürseienvielmehralsinnereGründeentscheidend,
daßdurchderartigesWohnendieMenschenunterdieParteifuchtelundPar-¬
teiknutedesSozialdemokratengehaltenwerdensollten .NacheinerRede,
diederHerrBürgermeisterSeitzanlässlicheinerWohnhauseinwähungauf

nochzuunterstreichen,setzteHerrBreitnerdiesenPostenauchniemalsinMenschennichtalsAlleingänger,alsIndividualistengeltenzulassen,son-¬
dernsiezuGesellschaftsmenschenzumachen.SuchemanaberaufdemGe¬

dieReservenderGemeindeaufeineBillion,nacheineranderensogaraufnichtBeachtungfände,seiweiternichts,alseinklarerBeweisundtreff-¬
rischenDemokratie .EinAntragderMinderheit,magerauchnochsogutsein,habe ,seiderUmstand,dassinderallernächstenZeitderHauptrechnungsfindetbeiderMehrheitkeinePeachtung.Dassei keinewahreDemokratie,

abschlussfürdasJahr23vorgelegtwerdenmüsse,aufdessenGrundmandangsendernnurSchein.RednerkännefürdieVorlage,dieantisozialundnichterstandiePrüfungdieserFrageherangehenkönne.NachdemAusfalledesSegensrei-hsei,nichtednerkännd



GR.Rotter(chr.soz.)führtaus,dassesimmersohingestelltwerde,
als obderBunddergemeindedariesigeSummenohneallenGrundals ausNachdemWiederaufbaugesetzmußtenSiewissen ,daßimOktober1925eine
bloserBöswilligkeitgegendiesewegnehme,InWirklichkeitmüssemanabe
wissen,dassderBundzudiesenMassnahmengezwungenwarumseineBeamten

besserstellenzukönnen,einGrundderdochgeradeauchvondenSozialdem,
gutgeheissenundgewürdigtwerdensoölte ,DieGemeindehabein diesenBe¬
langenin vieler Hinsichtleichter .Nebendenriesigen Ueberweisungen.Nachtragskreditein diesemJahr zusammenzurechnen ,dannergibt sichdie
die sie vomBunderhalte ,treibe sie auchnochmit einer geradezusadisti -Frage ,warumdie Gemeindejetzt durch die Wohnbausteuerneuerlichdie

schenGrausamkeitriesigeSteuernein .DasFazitsei ,daßdieGemeindeDin-¬

einerungerechtenSteuereinführen ,eineMethode,diesie früherimmer
aufdasheftigstebekämpfthaben .Obwohlsie früherdieeneggischesten
FeindederindirektenSteuernwaren,sindsienunindieserMethodeMei-¬

salberundKurpfumchererwiesen.SieführensoihreganzenTheorienselbsWolle.TausendevonWählernundWählerinnen,guteChristenundKatholiken,

densausdenHändendesbodenständigenkonservativenElements,aufdie
MonopolisierungdesWohnungsmarktesunddieVernichtungdesBaugewerbes.
AnderHandgenauestenZahlenmaterialslässtsicheinwandfreinachweisen,Sind .Siehabenauchversprochen ,daGsie25. 000neueWohnungenerbauen

tische ,sondernnuraufdemPapieresei .DasWohnungswesenhat sich in men .EshabensicherlichtausendevonWählernsozialdemokratischgewählt,
Wirklichkeitbedeutendverschlechtert.DieneueWohnbausteuerwurdevom
ReferentenalsMinimalbezeichnet.Dasieaberbiszu36ProzentdesFrie-¬
genähert ,dadazunochdieBetriebskostenkommen.Zusammenfassendmöchte
ichsagen ,daßihreWohnungspolitikIhnendochnocheinmaldasGenick
brechenwird .IhrebisherigeVerwaltungskunstwarnurLugundTrug .Das
ErwachenderBevölkerungwirdbaldkommenunddannwerdensie dorthinge-¬
hen ,woderZimmermanndasLochgelassenhat .

GRPermann( Soz.Dem. )weistaufdiegroßeBelastunghin ,diejene
Mieterzutragenhaben,dieinaltenHäusernwohnenunddahergroßeIn¬
standhaltungskostenzuentrichtenhaben .DasMietengesetzbestimmtwohl,
daßdurchVerordnungdesLandeshauptmannesinjenenGemeindan,diedies
beantragen,einAusgleichsfondserrichtetwerdenkann ,zudemjeneMieter,
dieinguterhaltenenHäusernwohnen,alsoeinenniedrigenInstandhaltungs
zinszahlen ,Beiträgezuleistenhaben .AusdiesemFondssollendannBei-¬
trägehurVornahmegroßerInstandhaltungsarbeitenandenHäuserngelei-¬
stet werden,wenndievolleAufbringungderhiefürerforderlichenKosten
dieMieterimHausnachderenVermögens-undEinkommensverhältnissenun-¬
verhältnismäßigbelasten würde .In diesemGesetzist aber aucheineBe- ¬
stimmungenthalten ,nachderdieEinzelheitenüberdenAusgeleichsfonds
undüberdieMittel ,ausdenenergebildetwird ,wiederdurcheinbeson-¬
deresGesetzfestgelegtwerdensollen .Dadurchist esunmöglich,daßdie
GemeindeWien,diein ersterLinieeinensolchenAusgleichsfondsschaf-¬
fenmüsste ,dieseEinrichtungimeigenenWirkungskreisvornehmenkönnte.
DaseitderSchaffungdesMietengesetzesbereitsmehralseineinhalbJah-¬
re vergangensind unddie RegierungdasVesetzüberdenAusgleichsfonds

imInteressederWienerMieterunbedingtnotwendigist ,beantragtRedner,
daßdieRegierungundderNationalratersuchtwerden,ehebabdigstdas

(Beifall ) .
GR.Haider(chr.soz.)erklärt,daßdieserLandtagnochkeinGesetz

beschlossenhabe,demeinesolchePedeutung,wiedervorliegendenVorlage,esindieBanken,dieeralsbesondersgefährlichbekämpft.Istesgerechtzukomme.DieseBedeutungliegt vorallemdarin ,daßder größteTeilder
BevölkerungdieserStadt ,wirtschaftlichbelastetwird ,Breiviertelaller
BewohnerWiensgehörenzudenwirtschaftlichSchwächeren.Esistnotwendig
daraufzuverweisen,wieungerechtesist ,wennderReferentinderWie-¬
nerKonferenzgesagthat ,daßdieseneueSteuerkeinedrückendeBelastung

darstelle,wenndiewirtschaftlichSchwächstendavonbetroffenwerden.

BegrenzungdesAbgabenteilungsgesetzesvorgesehenist .Siehättenalso
damitrechnenmüssen,daßdieEinnahmenvermindertwerden.DerGemeinde-¬
rat hatübrigenserst in seinerletztenSitzungnichtwenigerals240
MilliardenKronenNachtragskreditebewilligtundwennmanZeit hätte ,alle

senbelestet ,obwohlsie soviel Geldhat .Siehabensichauchinz .
gesichleistenkönne ,derenDurchführbarkeitvorwenigenJahreneineumfangreicherWeiseandensögenanntenAktienspekulationenbeteiligt .Viel-¬
glatteUnmöglichkeitgeschienenhätten .SiewollennuneinenZuschlagzuleichtist diesauchdieAufgabeeinerGemeindemaberSiedürftendasnich

tun .WarumgehenSieals SozialdemokratenüberhauptaufdieAktienspeku-¬
lationaus ?VomStandpunktdessozialdemokratischenProgrammssolltenSie
diesauchdannnichttun ,wennsicheinReingewinnfürdieGemeindeer-¬

ste ,indemsieeinenZuschlagzueinerindirektenSteuerschaffen.Esgibt.AberwennessichumdenMammonhandelt,dannlassenSiedenSozialis
zeigt sich dadurch ,daß sich die viel gepriesenen Wunderdoktoren ,die musweg .Sie selbst zerstören den Mieterschutz ,obwohlSie bei denWahlen

alles Elend heilen zu können glaubten und vorgaben ,als elende Quack -gesagt haben ,daß Pundeskanzler Seipel den 15 . 000fachen eins einführen

ad absurdum .Ihre Haupttätigkeit richtet sich auf die Enteignung des Bo -haben sozialdemokratisch gewählt ,weil sie auf dieses Schlagwort hineinge - ¬

fallensind .Siesteigerndeneinsaufdassechstausendfacheundbehaupten
dabeiineinemAtemzug,daßnichtSie ,sonderndieanderendieZinsgeier

daßdievorgegebeneBesserungaufdemWohnungsmarktedurchauskeinefak -werden.DiesesVersprechenwurdevonderBevölkerungmitFreudeaufgenom-¬

weilsie aufeineWohnunghoffen .Wirbegrüssenes ,wennSieaufdiesem
Gebietetwastun ,umderherrschenden"ohnungsnotzubegegnen.Esist

desnzinsesbeträgt,hatsiesichschonsehrderaltenHauszinssteueran-PflichtderGsmeindealleKraftanzusetzen,umdieWohnungsnotzulindern.
AberSiehabendamalsderBevölkerungnichtgesagt,daßsieneueSteuern
zu zahlenhabenwird .Wobleibt da die WahrhaftigkeitIch weißschon,
daßSieihr Versprecheneinlösenwollen ,aberdieEinlösungist nurdann
möglich,wennSiedieSteuererhöhen.Inden"ohnhäusernderGemeinde
wirdderSinsimmererhöht .Siesindin WirklichkeitdieeinzigenSins-¬
geier und die einzigen Schädiger des Mieterschutzes .( Beifall ) .

GR.Erban(chr. soz. )sagt ,daßdurchdieBautätigkeitderGemeinde
jedeprivateBautätigkeituntergrabenwird .ObwohldieGewerbetreibenden
kräftigzumSteuerzahlenherangezogenwerden ,erhaltensie vonderGe-¬
meindeamwenigstenArbeitsgelegenheit.DiemeistenArbeitenderGemein-¬
dewerdenvomFrundsteinausgeführt.AlsdieErhöhungderWohnbausteuer
bekanntwurde,hatmaninvielenHäuserndieInstandsetzungsarbeitenein-¬
gestellt ,weildieLeutesohoheBeträgenichtmehrzahlenkonnten.Es
leidenalsounterdererhöhtenSteuersowohldieHäuser,alsauchdas
WienerPaugewerbe.DurchdenAusgleichsfondswirdhöchstenserreicht,
daßeinHeervonBeamtenbeschäftigtwerdenmuß,dasungeheureSummen
verschlingt.DieWohnbausteuermußvolkswirtschaftlichalsschädlich
bezeichnetwerden.

GR.Dr.Plaschkes(Jüd.Nat. ):IchbinfürdieAufrechterhaltungdes
Mietengesetzes,vorallemaberfür dieKündigungsbeschränkungundwerde
dafürrestloseintreten .Ichbinauchabsolutdafür ,daßdieMöglichkeit
dereinssteigerungstrengsterRontrolleunterliegt.DieWohnbausteuerbe-¬
deutetnpraktisch,daßdieSozialdemokratendieZinsgeiersind .Eswirdnochimmernichteingebbachthat,dieSchaffungeinessolchenFondsabernieendglauben,dasdieGemeindenichtinderLagesei ,die280Milliar-¬
den ,die sie durch das Abgabenteilungsgesetzverliert ,anderwärtigher - ¬

einzubringen.VonvorsichtigenLeutenwirderzählt,daßdiePassenbestän-¬imMietengesetzvorgeseheneGesetzüherdenAusgleichsfondszuerledigenedederGemeindealleineineinhalbBillionenKronenbetragen,währendan-¬
dereLeutevondreiBillionensprechen.WirsindnuraufGerüchtean¬
gewiesen.WasgeschiehtnunmitdiesemGeld ?FinanzreferentBreitnergübt



EseindauchgegendenAufbauderSteuerEinwendungenerhobenworden.
Dazuist folgendeszusagen .Eswäregewißsehrverlockend,demAntrag
DopplerzuzustimmenunddieArbeitslosen,sowiediein deroffenenArmen-¬
fürsorge stehenden alten Leute von der Wohnbausteuer zu befreien .Ver - ¬

gessenSie aber nicht ,daß bei dieser Steuer 600 . 000Wohnungeneinkas-¬
siert werdenmüssen .Wennda an tausend EckenBefreiungenerfolgensollen
dann ist ein ungeheurerKontrollapparat notwendig ,der große Summenver - ¬
schlingen würde .Wir sind daher einen anderen Weggegangen .DieSozial - ¬
demokratenhabenimNationalratdurchgesetzt ,daßzurArbeitslosenunter-¬
stützung ein Mieterzuschussgewährtwird .Der Arbeitslose bekommteinen
Zinsbeitrag ,mitdemer auchdie erhöhteWohnbausteuerzahlenkann ,da
dieser Beitragentsprechendhochist .Genauso werdenvonderGemeinde
auchdie alten Leute ,die einenErhaltungsbeitragbekommen ,behandelt
werden .(Beifall ) .

EswirdnunderRückverweisungsantragdesGemeinderatesKunschakab-¬
gelehntundin die Spezialdebatteeingegangen.

GR.Prever(chr. soz. )verlangt ,daßdieArbeitslosenkeineWohnbau-¬
steuer zu leisten haben .Wenndie Mehrheit den Antrag Dopplerablehne ,

dannsei ihr nichtumdenMieterschutz,nichtumdieWohnungsfürsorge
zu tun ,sonderndannwollesie aushdenLeutenherausschöpfen ,wasnur
möglichist .

GR .Stöger( chr .soz . )erklärt ,daßdasMietengesetzin derUntermie-¬
terfragezurMieterqualwerdenkann .KeinvernünftigerMenschwillden
Mieterschutzabbauen .Esdürfenicht vergessenwerden ,in welcheHände
die WienerHäusergeratensind .DieseLeutehabenkeinHerzfür diebo-¬
denständigenWiener .DieRegelungder Untermieterfragemüssesoerfolgen ,
daßdamitnicht dasberüchtigteZusammenrückender Menschenwerbunden
ist .Anlässlich der WienerMesse ,als manden Mieterschutz für dieUn- ¬
termieter gelockert habe ,wurden70 . 000Wohnräumezur Verfügunggestellt ,

In ähnlicher Weisemüsstedie Untennieterfragegeregeltwerden .
GR .Binder( chr . soz . )bezeichnetdie Steuerals unsozial ,da keinUn¬

terschiedzwischenkinderlosenundkinderreichenFamiliengemachtwird .
DieSätzesindviel zuhoch ,dafür ZimmerundKüchejetztjährlich
i8 108. 000K ,für Zimmer,KabinettundKüche300. 000K ,für zweiZimmer
420 . 000Kundfür drei Zimmer900 . 000KWohnbausteuergezahltwerden
müsse .DieBeutewerdensich das GeldvomMundabsparen .Dazukommtnoch ,
daßdurchdieseErhöhungdie notwendigenInstandhaltungsarbeitenleiden
werden.DieReparaturenderWohnhäuserm,diejetztin sogroßerZahler-¬
folgen ,können durch die erhöhte Steuer nicht mehr gemacht werden .Es

bestehedieGefahr ,daßeineneueTeuerungswelledurchdieseSteuerher¬
vorgerufen werde .Auf jeden Fall kämedadurch der Arbeiter wahrscheinlich
in doppelterWeisez umHandkuss ,da die übrigenSchichtenderBevöl-¬
kerungin derLagewären ,dieSteuerabzuwälzen.

ReferentDr .DannebergempfiehltdieAblehnungdesAntragesDoppler
undAnnahmedesZusatzantragesBermann.

EswirdsodanndasGesetzin ersterundzweiterLesungbeschlossen
undangenommen .

Präsident Dr .Danneberg berichtet über eine Gesstzesvorlage ,betref - ¬

fend die Abänderungdes Gesetzes vom20 .änner 1923 überdie
Einhebungder WohnbausteuerimGebieteder StadtWien.

DieGesetzesvorlagewirdin erster undzweiterLesungbeschlossen
undmitdenStimmenderMehrheitangenommen .

StR . Speiserberichtet über eine Gesetzesvorlage betreffend dieRuhe- ¬
genüssederanöffentlichenVolks -undBürgerschulendesPandesNieder-¬
österreichin VerwendunggestandenenLehrpersonenundihrerHinterblie-¬

benen .
DasGesetzwirdinersterundzweiterLesungbeschlossenundein¬

stimmigangenommen .
StR. SpeiserberichtetüberdieGesetzesvorlagebetreffenddieAb-¬

änderung einiger Bestimmungen des Behrerdienstgesetzes .

GRin. Strobl( chr . soz. ) :Dienstgesetze,in denenRechteundPflich¬
te derArbeitsgeberundArbeitnehmerbestimmtwürden,müsstenentspre-¬
chend demdemokratischenGedankenauf breiteste Basis gestellt werden .

DiesseiimvorliegendenGesetzesentwurfnichtderFallundmüsstedarum



daßdieGemeinde,dievondenGewerbetreibendensovielSteuerneinnimmt,
dasGeldin die Banklegt ,für dasdannderGewerbetreibende25Prozent
Einsenzahlenmuß.WirwerdenalsGemeinderätetäglichgefragt ,wiehoch

die Eingängeausder Fürsorgealgabesind .NiemandkanndarübereineAus-¬
kunftgeben!JedesMitglieddesGemeinderateshatdocheinRecht,zuver-¬
langen ,daßessichnichtwegendergesetzeswidersprechendenWeigerung
des Finanzreferenten ,blamieren mus .Mußsich die Bevölkerunggefallen

lassen ,daßdieSteuereingängenurdenMitgliederndesFinanzausschusses
unterdemSiegelderVerschwiegenheitmitgeteiltwerden?Sokanndie
SachenichtweitergehenunddieBevölkerunghateinRachtdiefinanzielle
GebarungzuerfahrenundSiewerdenunterdemDruckderBevölkerungallen
die Wahrheitsagenmüssen .Ich werdefür denRückverweisungsantragdes
GemeinderatesKunschakstimmen,solltedieserAntragaberabgelehntwer,
den ,dannstimmeichgegendieVorlage.

GR.Doppler(chr. soz. ):Eshatsichergeben,daßdiefinanzielleNot-¬
wendigkeitdenEinnahmenausfall ,durcheinesogroßeBelastungderBevöl-¬
kerungzubedecken,nichtbesteht .IhreLösungist auchinwohnungspoli¬
tischerBeziehungnichtzielführend .StadtratWeberselbsthatzugegeben,
daßdieZahlderWohnungssuchendensteigt ,sodaßaufdenvonIhnenbe¬
schrittenen Wegdiese sehr schwierigeFragenicht gelöst werdenkann .
SiestehenheuteaufdemStandpunkt,daßdauernddurchein"ohnungsamt
derGemeindedieWohnungenvergebenwerden.Wenndiesrichtigist ,dann
bedeutetdiese Vorlagenur einen Schritt ,demweitere folgenwerden.
Am. Aprilsind23. 450WohnungssuchendeinderGruppeI vorgemerktgewe-¬
sen .Wennwirannehmen,daßbis zumFrühjahr10 . 000neueWohnungenzur .
Zuweisungkommen,so mußdaraufhingewiesenwerden ,daßauchvieleVor-¬
merkungenin denGruppenII undIII längst schonin die GruppeIgehören,
sodaßgarnichtabzusehenist ,wannderZeitpunktkommenwird ,daßdie
ZahlderVorgemerktenverringertwird .DieVormerkungentragenbereits
dieNummer64. 000undaufIhreArtistesganzunmöglich,einezielführen-¬deLösungzufinden.ManmuGsichalsoschonausdiesemGrundgegendie
RayonierungundRationierungderWohnungenaussprechen.DieSteuer ,die

heute beschlossenwerdensoll ,machtwirklich einen sehr brutalen undanti
sozialenEindruck.SiebesteuernalleMieterohneAusnahme.Ichmußda¬
raufaufmerksammachen,daßesgewisseBevölkerungsschichtengibt ,dieda-¬
vonhartbetroffenwerden.EssinddiesvorallemjenePersonen,diein
deroffenenArmenpflegestehenunddieArbeitslosenunterstützungbeziehen.
FernermüssemanRücksichtnehmenaufdieKleinrentner ,aufFamiliener-¬
halter ,sowieaufAnstalten ,FörperschaftenundUnternehmungem,welche
siehin gemeinnützigemSinnebetätigen .SchondurchdieseTätigkeitwürdederOeffentlichkeitgroßerTributgeleistetundmankönnenichtnoch

größereLeistungena usdiesenherauspressen.Imübrigensei derhohe
Grundsatz,denGemeinderatPermanngeäußerthabe,„EinerfürAlle,Alle
fürEinen "in Hinkunftauchin derWeisezurAnwendungzubringen ,daß
dieseEthikbesondersbeiVergebungvonWohnungeninGemeindehäusernGel-¬
tunghabe.

PräsidentDr.Danneberg: HerrStadtratKunschakhabe
Bezuggenommen,aufdieEntstehungsgeschichtediesesVesetzes.Essei

nichtabsonderlich,daßdieBundesregierungdenPlangefassthabe,dieAb-¬
gabenzuteilen .DasAbgabenteilungsgesetzdesJahres1922tragedenStem-¬
pel einer Periodean sich ,die nunglücklichvorübersei ,nämlichder
Zeit hemmungsloserInflation .Die Abgabenteilungbedeute für die Gemein -nungslose bereit zu stellen ,als wieder die Zeit zu wünschen ,wojeder
den undLändernicht ein Geschenk ,sonderneinen Ersatz dafür ,daßman
diesenoft sehrerheblicheRechteentzogenhat .JeneRechte ,welchedie
Finanzhoheit überhaupt ausmachten .Das habe . B .die Gemeinde Wien vor führte ,daß die Neparaturtätigkeit an den Häusern aussetzte ,erwies sich

demFriegegetan .NurUmlageneingehobenfürdenStaat ,dieeinzigeselb-¬
ständigeSteuerartwardieHundesteuer.EinegewiGeAbgabenhoheithabennahmesteigertesichdieZahlderKreditansuchenbeiderSentralsparkasse
die LänderundGemeindennatürlich .Esgibt keineGemeindeundkeinLandzumZweckevonJeparatursarbeitenumungefähr100Prozent .

siein Oesterreich ,dasmitdeneigenenAbgaben,welcheaufbringun,al-¬
leindasAuslangenfindenkönnte.EsgibtGemeinden,welchevielmehrZu-¬

schüssevomPunderhaltenals sie selbst anMittelnaufbringen .Besonders
dieagsarischenGemeindenentzögensichin hohemMaßederFürsorgeabgabe
durcheineallgemeinePauschalierung.DerVorgang,wieer beiunsgeübt

werde,seinichtetwasbesondersösterreichisches ,sondernauchimAus¬
landgekanntundgeübt .DerFinanzreferentderStadtWienwares ,derdem
FinanzministerdenVorschlagmachte ,mitdemgegenwärtiggeübtenSystemzu
brechenunddenfrüherenZustandwiederherzustellen .

GR.Rotter(chr.soz.):DawürdensichdieGewerbetreibendenschön
bedanken!

Dr.Danneberg:Ihnenpasstdasnichtunddasnicht.Daistessehr
schwer ,dasrechtezufinden .( Heiterkeitbei denSozialdemokraten).
StadtratKunschakhabeausgeführt ,daGgeradederFinanzreferentderStadt
WiensichsospätzueinerendgiltigenRegelungderPingebereiterklärt

habe .Dassei leichterklärlichausdemGrunde,daßebenvieleGemeinden
undLänderausderFeilungderAbgabenfür ,sicheinprächtigesGeschäft
zumachenglaubten,wennebendieGemeindeWienneunzigundnochmehrPro¬
zentdessen ,wassie erhaltensollten ,aufbringenmüsste .DieErfordernis-¬
seeinerMillionenstadtseienaberwesentlichgrößere,alsdieeinesklei-¬
nenLandesodereknerkgrargemeinde.DieAufwendungenderGemeindeWien
für die SchneesäuberungimverflossenenWinterallein ,machenbedeutend
mehraus ,alsdasganzeBudgetdesPandesVorarlbergfür1923. Wirwären
dieersten ,diefroudigstzugriffen,wennesgelänge,andieStelledes
heutigenTeilungssystemseinvernünftigeresundbessereszusetzen.Stadt-¬nichtrat Kunschakhabedaraufhingewiesen,daßderBruttomietzinsmit400
MillionenKronen,sondernmit363Millionenangegebensei ,woraussich
eine falscheBerechnungergebe .Nunhabesich erwiesen ,daßdieseZahl
schondenAbzugvonachteinviertelProzentbeinhaltetunddaßbeidemnot-¬
wendigenl7 %igenAufschlagmanzueinerSummevon424MillionenGoldkronen
kommen,essichalsoindiesemFallnichtumeinenRechenirrtumoderum
eineIrreführunghandelnkönne .DieFragenachderWohnungsstatistik ,
welcheallendiesenPerechnungenzugrundeliegt ,kannmangelseinergenauen
Aufzeichnungbisdermalennichteinwandfreibeantwortetwerdenundsei
zuerwarten ,daßdie ArbeitendesMagistratsbis zuBeginndesnächsten
Jahressoweitseien ,einewirklicheinwandfreiegenauevollkommenzu-¬
treffendeunderschöpfendeZinsstatistikbiszumJahre1914zuliefern.
WasdieVorwürfewegenderriesigenKassenbeständederGemeindeWienbe¬
trifft ,somüssedaraufhingewiesenwerden,daßdieseleidernichteinmal
diekleinsteangegebenenZiffernerreichen ,daßandererseitsaberein
Riesenunternehmen,wiedieFinanzverwaltungderStadtWien,miteinem
Budgetvonmehrals vierBillionengewißKassenbestände,mitdenensie
verfügenkann ,habenmüsse .DasDefizitfür dasJahr 1924werdefürzehn
MonateausdiesenKassenbeständenbestrittenundmacheheuteschonden
Betragvon524Milliardenaus .EineRiesensumme,dievonderGemeindever-¬
waltunggedecktwerde,ohnedaßmanbisherneueSteuernzurEinfühnung

brachte .Eswäresehr zu begrüssen ,wennauchder Bundin dieserWeise
seinenWirtschaftführte .DieserhabediezweiteEtappein seinerBeam-¬
tenentlohnungundSesoldungbishernuraufKostenderGemeindenundLän-¬
derdurchführenkännen.WasdenMieterschutzbetreffe,somüsseschonof-¬
fengesagtwerden ,daßdie MehrheitderBevölkerunges leichterverstehe,
daßjedereinenkleinenTeildazubeitragenmüsse,neueWohnungenschaf-¬
fenzukönnen,alsdaßderMieterschutzabgebautwerdeunddannhunderte
undtausendeihreWohnungenverlierenmüssten,weilsienichtdieMittel
fänden,denZins ,dersichinsUngemessenesteigerte ,zubezahlen.Esist
sozialer ,daßjeder ,dereineWohnunghat ,mithelfe,WohnungenfürWoh-¬
ArbeitereinViertelseinesMonatslohnesfürdieWohnungaufwendenmüsse.
Die Befürchtung ,daß die Ankündigungder Srhöhungder Wohnbausteuerdazu

glücklicherweisealsunbegründet,dennseitderAnkündigungdieserMaß-



dieservonder Oppositionbestritten werden .Esgingenicht an ,daß . B.
Ausschüsse,indenenüberdieFähigkeiten,überdieDienstleistungu .dgl.
Dingeberatenwürde,nichtparitätisch,sondernderMehrzahlnachvom
Arbeitgeberbeschicktwürden .Ich beantrage ,dassder Stadtschulratund
nichtderPräsidentdieDisziplinarsenatefürdieDauereinesJahres
einsetztunddassdieSenatestrengturnusmässigübeedieeinzelnenDis¬
ziplinarfälle entscheiden sollen . Essollen auch alle Lehrstellenrecht - ¬
zeitigundgerechtbesetztwerden.Dabeisoll nichtsanderesalsdas
Dienstalterunddie Qualifikationentscheidendsein .AnonymeAnzeigengeger
Lehrpersonensollen nicht verhandeltwerden .EnthebungenvonLehrperso¬
nendurchdenPräsidentendesStadtschulratesmüssennachträglichdem
Stadtschulrat zur Genehmigungunterbreitet werden .Mussein Lehrerwegen
Krankheitpensioniertwerden,dannsollenihmzehnDienstjahreeingerech-¬
net werdenfür die Pension ,nicht so ,wiees imGesetzheißt ,daßsieihm
eingerechnetwerdenkönnen.

GR. Speisererklärt ,dasseraufdieAbänderungsanträgederVorred-¬
nerin nicht eingehen werde ,da mansich vorher mit der Lehrerkuriein
Verbindungsetzenmüsste .DasLehrerdienstgesetzfürNiederösterreich
entbahrt überhaupt der Automatikund weist gegenüberunseremGesetz
viele HärtenundMängelauf .

BeiderAbstimmungwerdendie AbänderungsanträgederFrauGemein-¬
deratStroblabgelehntunddasGesetzin ersterundzweiterLesungan-¬

genommen .
Nachder WahlvonzwanzigMitgliedernin dieEinkommensteuerberu¬

fungskommissionschliesstPräsidentZimmerlum11UhrnachtsdieSitzung.
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